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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Nach Türkei-Referendum: Beitrittsverhandlungen 
beenden, Milliarden-Heranführungshilfen stoppen, 
Volksabstimmung zur Todesstrafe in Deutschland 
verhindern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1.  sich auf Bundes- und Europaebene 

a) für einen schnellstmöglichen Abbruch der EU-
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei und 

b) für die Einstellung der mit bayerischem Steu-
ergeld unterstützten Milliarden-Zahlungen der 
EU an die Türkei im Rahmen des Instruments 
für Heranführungshilfe (IPA II) 

einzusetzen, 

2. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass ein 
mögliches Referendum über die Einführung der 
Todesstrafe in der Türkei nicht auf dem Staatsge-
biet der Bundesrepublik Deutschland abgehalten 
wird. 

Begründung: 

Die aktuelle Lage in der Türkei lässt weitere Beitritts-
verhandlungen und Finanzhilfen seitens der Europäi-
schen Union (EU) nicht länger zu: Nicht erst mit der 
jüngsten Verfassungsreform in der Türkei entwickelt 
sich das Land sukzessiv zu einem autoritären Staat. 
Die Einschränkung der Meinungs- und Pressefreiheit 
durch weitreichende Festnahmen von Journalisten 
und führenden Medienvertretern stand in den letzten 
Jahren auf der Tagesordnung. Unter Berufung auf 
den Ausnahmezustand traf die türkische Regierung 
repressive Maßnahmen, die gegen unsere demokrati-
schen Werte verstoßen, auf denen die EU beruht: Die 
Opposition wird ausgeschaltet, über 120.000 Beschäf-
tigte des öffentlichen Dienstes wurden entlassen oder 
suspendiert. Mehr als 40.000 Verhaftungen gab es 
seit dem gescheiterten Putschversuch. Unabhängig 
davon plant die türkische Regierung die Wiedereinfüh-
rung der Todesstrafe, die fundamental gegen die 
Prinzipien Europas steht. Deshalb stellte bereits kürz-
lich der Europarat die Türkei unter Beobachtung. 
Trotz der aktuellen Entwicklungen werden die Bei-
trittsverhandlungen auf EU-Ebene bislang aufrecht-
erhalten und die Türkei erhält von der EU weiterhin 
eine Heranführungshilfe in Milliardenhöhe. Seit Januar 
2007 sorgt das EU-Instrument für Heranführungshilfe 
(IPA) für die finanzielle Unterstützung von (potenziel-
len) Beitrittskandidaten. In der aktuellen Förderperio-
de 2014 bis 2020 sind bis einschließlich 2016 von den 
vorgesehenen knapp 4,5 Mrd. Euro rund 1,9 Mrd. Eu-
ro an die Türkei ausgezahlt worden. Rund 2,6 Mrd. 
Euro sollen noch für den Zeitraum 2017 bis 2020 in 
die Türkei fließen. Die aktuellen Förderschwerpunkte 
sind unter anderem „Demokratie“, „Zivilgesellschaft“, 
„Rechtsstaatlichkeit“ und „Menschenrechte“. Spätes-
tens nach den jüngsten Entwicklungen dürfen die bis-
herigen Hilfen als wirkungslos und gescheitert ange-
sehen werden. Angesichts der Erwartungen in den 
kommenden Monaten und Jahren muss die Staatsre-
gierung deshalb auch im Sinne der bayerischen Steu-
erzahler darauf hinwirken, dass diese Förderung 
schnellstmöglich beendet wird. Ferner darf ein zu er-
wartendes Referendum zur Einführung der Todesstra-
fe in der Türkei nicht auf deutschem und bayerischem 
Boden zur Abstimmung gestellt werden. Mit der Dul-
dung eines solchen Volksentscheids in den türkischen 
Vertretungen in Deutschland würde sich unser Land 
zum Mittäter dieses autoritären Regimes machen. 

 



Handzeichen. – SPD, FREIE WÄHLER, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen, bitte! – Das ist 
die CSU-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – Ich sehe 
keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zurück zum Paket der Dringlichkeitsan-
träge betreffend "Rettungsgasse". Dazu fehlen noch 
die Abstimmungen. Wir beginnen mit den einfachen 
Abstimmungen und machen die namentliche Abstim-
mung dann am Schluss. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/17009 – das ist der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD. 
Gegenstimmen, bitte! – Die CSU-Fraktion. Damit ist 
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zum Dringlichkeitsantrag auf Druck-
sache 17/17010 – das ist der Antrag der SPD-Frak-
tion. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Auch hier wieder: BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD. Ge-
genstimmen! – Die CSU-Fraktion. Gibt es Enthaltun-
gen? – Keine. Dann ist auch dieser Antrag abgelehnt. 

Nun kommen wir zur namentlichen Abstimmung über 
den Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion auf Druck-
sache 17/16961. Wenn ich das richtig sehe, stehen 
die Urnen bereit. Die letzten 5 Minuten für heute!

(Namentliche Abstimmung von 16.47 bis 
16.52 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung. Ich bitte, das Ergebnis noch schnell auszuzäh-
len. Vorher kann ich die Sitzung noch nicht schließen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung über den Dringlichkeitsan-
trag der Abgeordneten Kreuzer, Freller, Zellmeier und 
anderer und Fraktion (CSU) betreffend "Rettungsgas-
se noch stärker in das Bewusstsein der Autofahrer rü-
cken", Drucksache 17/16961, bekannt. Mit Ja haben 
124 Abgeordnete gestimmt, mit Nein null, Stimment-
haltungen gab es auch keine. Der Dringlichkeitsantrag 
ist somit einstimmig angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/16962 mit 17/16968 und 17/17011 mit 
17/17017 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Damit darf ich mich für die Mitarbeit bedanken und 
schließe die Sitzung. Ich wünsche ein gutes Nachhau-
sekommen.

(Schluss: 16.55 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/16967 

Nach Türkei-Referendum: Beitrittsverhandlungen beenden, Milli-
arden-Heranführungshilfen stoppen, Volksabstimmung zur To-
desstrafe in Deutschland verhindern 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass bei 1.b) nach dem Wort „(IPA 
II)“ die Wörter „, die nicht zivilgesellschaftlichen Projekten dienen,“ 
eingefügt werden. 

Berichterstatter: Joachim Hanisch 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen fe-
derführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 61. Sitzung am 20. Juni 2017 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
mit der in I. enthaltenen Änderung Z u s t im m u n g  empfoh-
len. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/16967, 17/18215 

Nach Türkei-Referendum: Beitrittsverhandlungen beenden, Milli-
arden-Heranführungshilfen stoppen, Volksabstimmung zur Todes-
strafe in Deutschland verhindern 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. sich auf Bundes- und Europaebene 

a) für einen schnellstmöglichen Abbruch der EU-Beitrittsverhand-
lungen mit der Türkei und 

b) für die Einstellung der mit bayerischem Steuergeld unterstütz-
ten Milliarden-Zahlungen der EU an die Türkei im Rahmen des 
Instruments für Heranführungshilfe (IPA II), die nicht zivilge-
sellschaftlichen Projekten dienen, 

einzusetzen, 

2. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass ein mögliches 
Referendum über die Einführung der Todesstrafe in der Türkei 
nicht auf dem Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland ab-
gehalten wird. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 14 der Liste; das ist der Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Christine Kamm und Fraktion 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Keine Abschiebungen aus der Schule", 

Drucksache 17/17150. Dieser Antrag wird auf Wunsch der Fraktion in der nächsten 

Plenarsitzung mit einem ähnlichen Antrag der FREIEN WÄHLER beraten.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweiligen maßgeblichen Ausschussvotums entspre

chend der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER, des BÜNDNIS

SES 90/DIE GRÜNEN sowie Herr Kollege Felbinger (fraktionslos). Gibt es Stimment

haltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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